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Stellungnahme des Kinderschutzbund Bundesverbandes e. V. 

Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucher-

schutz: Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Urteils des Bundesverfas-

sungsgerichts zur Vaterschaftsanfechtung 

 

Für den Kinderschutzbund ist im Bereich des Abstammungsrechtes Leitgedanke, dass Kinder in 

rechtlich möglichst sicheren Verhältnissen geboren werden und leben sollten. Bei Fragen der 

Abstammung brauchen Kinder Klarheit, Sicherheit und Stabilität. Bei den Möglichkeiten zur Än-

derung von rechtlicher Elternschaft sind also in aller Regel ein sehr hoher Bestandsschutz und 

enge Grenzen im Sinne der Kinder.  

Daneben ist es für Kinder essenziell, Wissen über die eigene Abstammung zu haben. Das bedeu-

tet aber nicht, dass die leibliche Abstammung immer auch der rechtlichen Vaterschaft entspre-

chen muss. Vielmehr fordert der Kinderschutzbund die Einführung eines statusunabhängigen 

Feststellungsverfahrens für Kinder. In einem solchen Verfahren könnten Kinder gerichtlich fest-

stellen lassen, wer ihre leiblichen Eltern sind. So könnten Kinder Wissen über die leibliche Eltern-

schaft erlangen, ohne - wie bisher zwingend notwendig - die aktuelle Elternschaft in Frage stellen 

zu müssen.  

Kinder müssen in Verfahren zur eigenen Abstammung einbezogen werden, mitsprechen dürfen 

und gehört werden. Insbesondere dann, wenn ihre „sozial-familiäre Beziehung“ zu den potenzi-

ellen Vätern die Entscheidungsgrundlage für die rechtlichen Vaterschaft bildet. Dafür braucht es 

eine kindgerechte Rahmung in den familiengerichtlichen Verfahren. Dies umfasst ausdrückliche 

Mitsprache- und Beteiligungsrechte für Kinder, aber auch verpflichtende Schulungen im alters-

gerechten Umgang mit Kindern für alle Verfahrensbeteiligten, sowie adäquate Räume für die 

Beteiligung von Kindern. Die Stimme der Kinder muss bei allen wichtigen Fragen zu ihrer Abstam-

mung altersgerecht gehört werden und stets in die Entscheidungsfindung mit einfließen.  

1. Neue Anfechtungsoptionen nach § 1600 BGB-E 

Der vorliegende Entwurf orientiert sich an der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) aus 2024 (BVerfGE 1 BvR 2017/21) und versucht, diese umzusetzen. Das Kernstück der 

Reform bildet dabei der neu gestaltete § 1600 BGB-Entwurf (BGB-E). In dem vorliegenden Ent-

wurf werden dabei die Rechte aller leiblichen Väter gestärkt, indem neue Fallgruppen eingefügt 

werden, bei denen eine Vaterschaftsanfechtung durch leibliche Väter auch trotz bestehender 

sozial-familiärer Beziehung des Kindes zum rechtlichen Vater ermöglicht wird. Nach aktueller 

Rechtslage sind Anfechtungen der Vaterschaft grundsätzlich und kategorisch ausgeschlossen, 

wenn eine sozial-familiäre Beziehung zwischen rechtlichem Vater und Kind besteht. 
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Anfechtungsberechtigt sollen nach § 1600 Abs. 1 BGB-E weiterhin neben dem rechtlichen Vater, 

der Mutter und dem Kind auch der Mann sein, der an Eides statt versichert, der Mutter des Kin-

des während der Empfängniszeit „beigewohnt“ zu haben. Die Begründung stellt an dieser Stelle 

klar, dass das Wort beiwohnen bereits heute von der Rechtsprechung weit ausgelegt wird und 

alle leiblichen Väter, bis hin zum Samenspender, einbezieht.  

Der Kinderschutzbund bedauert, dass das Tatbestandsmerkmal „beigewohnt“ im vorliegenden 

Entwurf nicht ersetzt wurde. So bleibt die Norm erklärungsbedürftig. Die in der Begründung sehr 

breite Anwendung der neuen Anfechtungsrechte auf „alle“ leiblichen Väter hinkt aber auch fach-

lich. Der Kinderschutzbund regt an, an dieser Stelle bewusst zwischen Samenspendern und an-

deren leiblichen Vätern zu differenzieren. Eine Sonderregelung für Fälle von Samenspenden ist 

unbedingt erforderlich, damit Kinder in diesen Familienkonstellationen künftig mehr und nicht 

weniger Rechtssicherheit erfahren. Umfasst sein sollten sowohl medizinisch assistierte Samen-

spenden (1600d Abs. 4 BGB) als auch die derzeit noch nicht rechtlich geregelten „Becherspen-

den“. 

Die folgenden Ausführungen zu den einzelnen Fallgruppen und Neuregelungen beziehen sich 

daher ausdrücklich nicht auf die Fälle von Samenspenden, da diese nach Ansicht des Kinder-

schutzbundes separat geregelt werden müssen.  

Nach dem vorliegenden Entwurf soll grundsätzlich für alle Kinder unter 6 Monaten eine Anfech-

tung des leiblichen Vaters immer Erfolg haben, denn laut Gesetzesbegründung ist in diesem Alter 

noch nicht von einer sozial-familiären Bindung auszugehen, da sich eindeutige, stabile Bindun-

gen erst nach dieser Zeit entfalten würden. 

Der Kinderschutzbund kann die Differenzierung nachvollziehen und hält diese für geeignet, um 

in den ersten Monaten nach Geburt schnelle Rechtsklarheit für die Kinder zu erhalten und trotz-

dem die Rechte der leiblichen Väter zu achten. Insoweit betont der Kinderschutzbund, dass die 

entsprechenden Verfahren in den ersten Lebensmonaten besonders schnell abgeschlossen wer-

den müssen, weil Kinder ab dem 7. Monat unstreitig anfangen personenbezogene Bindungen zu 

ihren Bezugspersonen zu entwickeln.  

Bei Kindern, die älter als sechs Monate sind, soll weiterhin die sozial-familiäre Beziehung die 

Anfechtung grundsätzlich ausschließen. Es sei denn,  

• zum leiblichen Vater besteht ebenfalls eine sozial-familiäre Beziehung,  

• eine solche Beziehung hat einmal bestanden und ist erloschen, ohne dass der leibliche 

Vater das zu vertreten hat,  

• der leibliche Vater hat sich um eine solche Beziehung bemüht und den ausbleibenden 

Erfolg nicht zu vertreten oder  

• der Ausschluss der Anfechtungsoption ist grob unbillig.  
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In all diesen Fällen wird aber nicht automatisch eine Anfechtung bejaht, sondern vielmehr in 

einem zweiten Schritt geprüft, ob der Fortbestand der bisherigen rechtlichen Vaterschaft „für 

das Wohl des Kindes erforderlich“ ist. Die Darlegungs- und Feststellungslast soll nach der Be-

gründung dafür der rechtliche Vater tragen. 

Der Kinderschutzbund kann die aufgeführten Fallgruppen fachlich nachvollziehen. Insoweit lehnt 

sich der Entwurf bei den ersten drei Fallgruppen an das Urteil des BVerfG an. Die Härtefallrege-

lung der vierten Fallgruppe erscheint ebenfalls nachvollziehbar. Der Kinderschutzbund betont an 

dieser Stelle aber ausdrücklich, dass die Härtefallregelung im Sinne des Wortlautes und des Be-

standsschutzes in der Praxis sehr eng auszulegen sein wird.  

Der Kinderschutzbund begrüßt dem Grunde nach auch, dass das Kindeswohl als Wertungsmaß-

stab mit einbezogen wurde. Was das Kindeswohl bedeutet, ist stark einzelfallabhängig und auch 

von weiteren Rechtsfolgen wie Erbrecht, Unterhaltsrecht und vielem mehr abhängig. Es ist aller-

dings nicht nachvollziehbar, was genau das Wort „erforderlich“ in Bezug auf das Kindeswohl be-

deuten soll.  Vielmehr sollte hier auch aus der Formulierung besser erkennbar werden, dass das 

Kindeswohl immer und vollumfänglich der essenzielle Faktor in dieser Abwägung sein muss und 

im Zweifel auch über den Interessen des rechtlichen und auch des leiblichen Vaters steht. Die 

Formulierung „dem Wohl des Kindes dient“ erscheint hier passender. 

Nicht nachvollziehbar erscheinen die Ausführungen in der Begründung, dass die hier vorgese-

hene Kindeswohlprüfung unter der „Darlegungs- und Feststellungslast“ des rechtlichen Vaters 

steht. Dies lässt eine Art eingeschränkten Beibringungsgrundsatz für die Prüfung des Kindes-

wohls vermuten. Fragen zum Kindeswohl müssen aber immer allumfassend und damit von Amts 

wegen ermittelt werden – eine Darlegungs- und Feststellungslast beim rechtlichen Vater ist aus-

drücklich kein geeignetes Mittel, um das Kindeswohl zu ermitteln. Hier fordert der Kinderschutz-

bund eine Klarstellung. 

In § 1600 Abs. 5 BGB-E wird zudem, wie auch im aktuellen Recht, klargestellt, dass das Anfech-

tungsrecht der Mutter und des rechtlichen Vaters jeweils ausgeschlossen ist, wenn sie bei der 

Anerkennung wussten, dass das Kind nicht vom rechtlichen Vater abstammt oder mittels Sa-

menspende eines Dritten gezeugt wurde.  

Der Kinderschutzbund begrüßt die Fortführung dieser Regelung ausdrücklich im Sinne der 

Rechtssicherheit der betroffenen Kinder. Mit Blick auf sogenannte Becherspenden wird jedoch 

die unpassende Gesamtlage des Entwurfs hier besonders klar: In Fällen der Becherspende 

könnte nach dem vorliegenden Entwurf weder die Mutter noch der rechtliche Vater die Vater-

schaft anfechten (1600 Abs. 5 BGB-E). Der Becherspender hätte aber in den ersten 6 Monaten 

ein uneingeschränktes Anfechtungsrecht und auch danach über die aufgezeigten Fallgruppen 

möglicherweise Anfechtungsoptionen. Für Kinder, die mittels Becherspenden gezeugt wurden, 

entsteht damit eine besondere Schieflage der Elternrechte, die zu einer erhöhten 
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Rechtsunsicherheit führt. Für Fälle von Becherspenden fordert der Kinderschutzbund daher ei-

gene, rechtssichere Regelungen.  

2. Option der „zweiten Chance“ 

Soweit das Anfechtungsrecht der leiblichen Väter nur aufgrund der sozial-familiären Beziehung 

zum rechtlichen Vater scheitert, sollen die leiblichen Vätern nach vorliegendem Entwurf stets 

ein Recht auf eine „zweite Chance“ erhalten, wenn die sozial-familiäre Beziehung zu einem spä-

teren Zeitpunkt wegfällt. Eine sozial-familiäre Beziehung liegt nach § 1600 Abs. 4 BGB-E dann 

vor, „wenn der Mann für das Kind tatsächliche Verantwortung trägt. Eine Übernahme tatsächli-

cher Verantwortung liegt in der Regel vor, wenn der Mann mit dem Kind längere Zeit in häusli-

cher Gemeinschaft zusammengelebt hat“.  

Der Kinderschutzbund lehnt die hier angeführten Optionen zur „zweiten Chance“ ausdrücklich 

ab und sieht die Gefahr einer Vaterschaft „zweiter Klasse“ und damit einer immensen rechtlichen 

Unsicherheit für Kinder mit rechtlichen, aber nicht-leiblichen Vätern. 

Die Absurdität wird aus Kindesperspektive besonders deutlicher, wenn man den Vergleich zu 

anderen Familienkonstellationen zieht: denn bei anderen Kindern würde man auch bei einem 

schwierigen Verhältnis zum Vater ja niemals die Vaterschaft selbst in Frage stellen.  

Die Kinder könnten durch die hier vorgeschlagene Regelung sogar unter Druck geraten eine so-

zial-familiäre Beziehung zum rechtlichen Vater unbedingt erhalten zu müssen, um nicht der Ge-

fahr einer (erneuten) Vaterschaftsanfechtung durch den leiblichen Vater ausgesetzt zu werden. 

Das kann aber gerade in wichtigen Abgrenzungsphasen der Pubertät höchstproblematisch für 

die Jugendlichen werden und zu emotionalem Stress und Loyalitätskonflikten führen. Mit der 

„zweiten Chance“ der leiblichen Väter würde über den Kindern also immer eine Art Damokles-

schwert schweben. Für alle Kinder ist es aber essenziell, dass Fragen der leiblichen oder rechtli-

chen Vaterschaft nicht immer wieder aufgerufen werden. 

Zudem erscheint auch völlig unklar, wann überhaupt von einem „Wegfall“ der sozial-familiären 

Beziehung auszugehen ist.  Selbst bei Kontaktabbrüchen zum rechtlichen Vater führt dies in einer 

Eltern-Kind-Beziehung nie zum Ende der Beziehung zwischen Kind und Elternteil, gerade wenn 

das Elternteil in der Vergangenheit eine enge Bindung durch das Zusammenleben oder eine Ver-

antwortungsübernahme gegenüber dem Kind hatte. Auch der Entwurf geht bei einem früheren 

Zusammenleben regelmäßig von einer sozial-familiären Beziehung aus, es wird aber verpasst 

klarzustellen, in welchen Fällen überhaupt von einem solchen Ende auszugehen ist. 

Zudem ist auch nicht nachvollziehbar, wie in der Praxis der Wegfall der sozial-familiären Bezie-

hung nachgewiesen werden soll. Wie lange muss ein Kontaktabbruch vorliegen? Oder reicht 

schon ein Herunterfahren der Kontakte auf ein sporadisches Niveau? Sind Geldleistungen wie 

Unterhalt dem Kind gegenüber als Teil der Verantwortungsübernahme zu beachten? Reicht es 
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schon, wenn ein pubertierender Teenager mal einige Monate keine Lust mehr auf seinen separat 

lebenden rechtlichen Vater hat?  

Kinder brauchen in ihren Geburtsurkunden Rechtssicherheit und Verlässlichkeit und kein Da-

moklesschwert der Vaterschaftsanfechtung, nur weil die Beziehung zum rechtlichen Vater 

schwierig ist. Daher lehnt der Kinderschutzbund das hier vorgesehene Instrument der zweiten 

Chance vollumfänglich ab. 

Für die Umsetzung der zweiten Chance sind im vorliegenden Entwurf zwei Instrumente vorgese-

hen:  

Zum einen soll dafür die Option einer Wideraufnahme des Verfahrens nach Ende der sozial-

familiären Beziehung in § 185 FamFG-E geschaffen werden. Damit könnte gegen einen ableh-

nenden rechtskräftigen Beschluss wegen einer sozial-familiären Beziehung zum rechtlichen Va-

ter durch diesen ein neues Verfahren angestrebt werden, wenn die sozial-familiäre Beziehung 

„wegfällt“.  

Der Kinderschutzbund betont hierzu, dass eine Wiederaufnahme der Verfahren aus den bereits 

angeführten Gründen nicht im Sinne der Rechtssicherheit der Kinder ist. Soweit an dieser Form 

der zweiten Chance im Sinne der BVerfG Entscheidung festgehalten wird, sollte unbedingt klar-

gestellt werden, dass die Anwendbarkeit der Norm im Sinne der Kinder sehr eng auszulegen ist. 

Von einem Wegfall der sozial-familiären Beziehung im Sinne der Norm kann nur im absoluten 

Ausnahmefall ausgegangen werden und der Bestandsschutz ist für die Kinder essenziell. Der Kin-

derschutzbund warnt davor, dass die Kinder mit immer neuen Wiederaufnahmeverfahren belas-

tet, werden könnten. Hier braucht es unbedingt absolute und klare Grenzen. 

Zum anderen soll die Anfechtungsfrist nach § 1600b Abs. 4 BGB-E bis zum Zeitpunkt des Weg-

falls der sozial-familiären Beziehung auch gehemmt sein. Dadurch sollen Verfahren, die bisher 

noch nicht betrieben wurden, aber wegen der sozial-familiären Beziehung auch keine Aussicht 

auf Erfolg gehabt hätten, bei Wegfall der sozial-familiären Beziehung auch über die Anfechtungs-

frist von zwei Jahren hinaus durch die leiblichen Väter betrieben werden können.  

Diese Variante der zweiten Chance war in der BVerfG-Entscheidung nicht vorgesehen und sollte 

keinesfalls eingeführt werden. Die Begründung, dass leibliche Väter, die aufgrund der sozial-fa-

miliären Beziehung und zum Schutz der Kinder die Verfahren von Anfang an nicht betrieben, 

sonst schlechter gestellt werden, überzeugt nicht. Vielmehr öffnet die Norm eine Umgehung der 

Fristenregelung für Vaterschaftsanfechtungen. Leibliche Väter können sich dann darauf bezie-

hen, dass sie bisher nur aus Rücksicht auf ihre Kinder nicht geklagt hätten. Das birgt die Gefahr, 

dass sich hierzu eine Prozessstrategie entwickelt, die den bestmöglichen Zeitpunkt zur Anfech-

tung für den leiblichen Vater abwartet. Die strengen Fristen zur Vaterschaftsanfechtung sind für 

den Rechtsfrieden der Kinder aber essenziell und müssen unbedingt geschützt werden. Wenn 

leibliche Väter sich im Sinne der Kinder dafür entscheiden auf ihre rechtliche Vaterschaft zu 
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verzichten, müssen sie zu dieser Entscheidung stehen. Und zwar auch dann, wenn die Beziehung 

zwischen rechtlichem Vater und Kind sich verschlechtert. Der Bestandschutz für die Kinder wiegt 

hier höher.  

3. Eintragung von Sperrvätern während anhängiger Verfahren 

Der Entwurf sieht in § 1594 Abs. 5 BGB-E vor, dass während einer gerichtlich anhängigen Vater-

schaftsfeststellung die Anerkennung eines anderen Mannes nicht wirksam ist. Die Regelung lässt 

die parallel zum gerichtlichen Verfahren vorgenommene Vaterschaftsfeststellung nicht entfal-

len, sondern nur für den Zeitraum des Gerichtsverfahrens „schwebend unwirksam“ werden. Eine 

wirksame Eintragung des nachgewiesen leiblichen Vaters ist jedoch – bei dem für das anhängige 

Verfahren zuständigen Gerichts - auch schon während des anhängigen Verfahrens möglich. 

Der Kinderschutzbund begrüßt die vorgelegte Regelung ausdrücklich, denn so können die Fälle 

sogenannter „Sperrväter“ auch im Sinne der Kinder verhindert werden. Dadurch können Identi-

täts- und Herkunftskonflikte der Kinder zumindest abgemildert werden. Zudem wird Rechtsklar-

heit geschaffen, die insbesondere weitere belastende Gerichtsverfahren verhindert. Durch die 

schwebende Unwirksamkeit wird die weitere Vaterschaft, bei einer Ablehnung der Vaterschaft 

im anhängigen Gerichtsverfahren, dann aber automatisch nachträglich wirksam. Für die Kinder 

werden also in allen Fällen beide Elternstellen automatisch besetzt und keine potenzielle Vater-

schaft durch unergiebige Verfahren „verspielt“.  

4. Änderung der Vaterschaft mit Einverständnis der anderen Beteiligten 

Nach § 1595 a BGB-E sollen Familien, die sich darüber einig sind, künftig ohne gerichtliches Ver-

fahren die rechtliche Vaterschaft auf den leiblichen Vater umschreiben lassen können. Nach ak-

tueller Rechtslage ist eine außergerichtliche Änderung der Vaterschaft nur in den Fällen mög-

lich, in denen vorgeburtlich bereits ein Scheidungsantrag der rechtlichen Eltern vorliegt. Für 

alle anderen Konstellationen muss stets ein Gerichtsverfahren zur Änderung der Vaterschaft 

eingeleitet werden, indem zunächst die bestehende rechtliche Vaterschaft angefochten wird, 

um dann in einem zweiten Schritt die leibliche Vaterschaft anzuerkennen. All das ist nach aktu-

eller Rechtslage auch dann notwendig, wenn sich die Beteiligten über die Änderung der Vater-

schaft einig sind und der neu einzutragende Elternteil nachweislich leiblicher Vater des Kindes 

ist. 

Der Kinderschutzbund begrüßt, dass Familien, die sich einig sind, dass die Vaterschaft in der 

Geburtsurkunde fehlerhaft ist und hin zur leiblichen Vaterschaft geändert werden soll hierzu 

künftig eine außergerichtliche Option gegeben werden soll. Gerichtsverfahren, die nur bestäti-

gen, was für alle sowieso Konsens ist, sind für die Familien und Kinder unnötige Lasten. Es ver-

hindert unnötigen Stress in den Familien, wenn die aktuell zwingend vorgeschriebenen und 

aufwendigen familiengerichtlichen Verfahren bei Konsens entfallen können. Eine 
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Missbrauchsgefahr sieht der Kinderschutzbund an dieser Stelle nicht, denn eine Änderung ist 

nur einmalig hin zum tatsächlichen leiblichen Vater denkbar.  

Insoweit begrüßt der Kinderschutzbund ausdrücklich, dass Jugendliche über 14 Jahre für die 

einvernehmliche Änderung der Vaterschaft laut Entwurf ihre ausdrückliche Zustimmung geben 

müssen. Im Umkehrschluss können sie dann auch eine Änderung der Vaterschaft in ihrer Ge-

burtsurkunde selbst verhindern, auch wenn alle Erwachsenen dafür sind und es um den leibli-

chen Vater geht. Das ist - im Sinne der Selbstwirksamkeit der Jugendlichen - ein sehr wichtiges, 

neues Recht. Der Kinderschutzbund bedauert jedoch, dass für Kinder unter 14 Jahren der ge-

setzliche Vertreter, also regelmäßig die Mutter, die Zustimmung übernimmt. Denn die Mutter 

ist für die vorliegenden Verfahren keine neutrale Vertreterin des Kindes. Auch Kindern unter 14 

Jahren müssen ein eigenes rechtliches Gehör finden. Kinder haben das Recht ihre Meinung zu 

solch wichtigen Entscheidungen altersgerecht einzubringen. Ihre Meinung muss Beachtung fin-

den. Leider ist bisher dazu kein passendes Instrument vorgesehen. 

5. Kinderrechte im Verfahren  

Neben den materiellen Rechten der Kinder werden im vorliegenden Entwurf auch an einigen 

Stellen Verfahrensrechte der Kinder verändert. Der Kinderschutzbund spricht sich insoweit 

grundsätzlich für eine Stärkung der Rechte der Kinder im Verfahren im Sinne der UN-Kinder-

rechtekonvention aus. Kinder haben insbesondere in allen sie betreffenden Verfahren ein 

Recht auf Information und Aufklärung, sowie ein Recht ihre Meinung altersgerecht einzubrin-

gen und dass diese Meinung auch beachtet wird. 

Damit die Verfahrensrechte der Kinder gestärkt und adäquat umgesetzt werden können, sind 

grundsätzlich bessere Rahmenbedingungen in den familiengerichtlichen Verfahren notwendig. 

Dies umfasst insbesondere verpflichtende Schulungen für Familienrichter*innen im altersge-

rechten Umgang mit Kindern und zur Entwicklungspsychologie, die Stärkung und Qualitätssiche-

rung von Verfahrensbeiständen, aber auch adäquate Räume und Verfahren für die Beteiligung 

der Kinder. 

Im vorliegenden Entwurf betrifft die Anpassung der Verfahrensrechte neben dem bereits er-

wähnten § 1595a BGB-E auch noch folgende Punkte: 

Die Anfechtungsberechtigung von geschäftsunfähigen und beschränkt geschäftsfähigen Perso-

nen, also auch von Kindern, soll in § 1600 a BGB-E neu geregelt werden. Nach aktueller Rechts-

lage können Kinder egal welchen Alters immer nur durch ihre gesetzlichen Vertreter die Vater-

schaft ihres rechtlichen Vaters anfechten. Wenn Minderjährige jedoch selbst Eltern werden, kön-

nen sie immer nur höchstpersönlich die Vaterschaft anfechten. Im Entwurf ist nun vorgesehen, 

dass Minderjährige über 14 Jahre stets, nur höchstpersönlich Vaterschaften anfechten können, 

egal ob sie dies als Kind oder Elternteil tun. Damit erhalten sie nun ein eigenes Antragsrecht. Eine 
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Zustimmung des gesetzlichen Vertreters ist für diese Altersgruppe ausdrücklich nicht vorgese-

hen. Kinder unter 14 Jahren sollen in allen Konstellationen nur über ihre gesetzlichen Vertreter 

anfechten können.  

Der Kinderschutzbund begrüßt die neuen Antragsrechte für Kinder über 14 Jahren ausdrücklich. 

Kinder über 14 Jahre können und sollten in diesen Dingen selbst entscheiden, denn dies stärkt 

die Selbstwirksamkeit und kann zu einer Stärkung der Eigenverantwortung beitragen. Insgesamt 

erhält die Perspektive betroffener Jugendlicher damit endlich ein höheres Gewicht im Verfahren 

um Vaterschaftsanerkennungen. Die Jugendlichen brauchen für die Verfahren aber die bereits 

erwähnten Unterstützungen. Der Kinderschutzbund regt darüber hinaus an, auch für Kinder un-

ter 14 Jahren ein Anhörungsrecht einzuführen und damit auch die Meinung der Jüngeren stärker 

einzubinden. Auch jüngere Kinder können und wollen ihren Willen äußern und brauchen im 

Sinne der Selbstwirksamkeit in Verfahren zur Abstammung die Möglichkeit dazu.  

In Verfahren zur Vaterschaftsanfechtung soll das Gericht künftig nach § 175 FamFG-E die Eltern 

und das Kind persönlich anhören. Der Kinderschutzbund lobt diese neue Anhörung für die Kin-

der. Da die Verfahren künftig auch eine Kindeswohlabwägung enthalten können, ist eine Kindes-

anhörung auch schon sinnlogisch in aller Regel notwendig. Denn eine Kindeswohlabwägung 

ohne eine Inaugenscheinnahme der Kinder kann in der Regel nicht funktionieren. Zudem gibt 

eine gut gestaltete Kindesanhörung den Kindern die Option ihre Meinung zu kommunizieren und 

das Verfahren aktiv mitzugestalten. Auch hier braucht es aber eine Verbesserung der Qualität 

der Kindesanhörungen in der Praxis.  

Wie bisher soll nach § 176 Abs. 1 S. 1 FamFG-E das Jugendamt bei Anfechtungen durch den 

Kindsvater, sowie Anfechtungen des Kindes, „wenn die Anfechtung durch den gesetzlichen Ver-

treter“ erfolgt, angehört werden. Der Kinderschutzbund regt an, die Einschränkung „wenn die 

Anfechtung durch den gesetzlichen Vertreter erfolgt“, zu streichen. Gerade in Fällen, in denen 

Jugendliche über 14 Jahre ihr eigenes Antragsrecht höchstpersönlich geltend machen, braucht 

es regelmäßig eine Einbindung der Jugendämter, um die Jugendlichen und ihre Familien auch 

über das Verfahren hinaus zu unterstützen.  

6. Kinderrechtliche Lücke: „statusunabhängiges Feststellungsverfahren“ 

Der Kinderschutzbund fordert über die hier vorliegenden Änderungsentwürfe hinaus dringend 

die Einführung eines „statusunabhängigen Feststellungsverfahrens“ für Kinder in den vorliegen-

den Entwurf aufzunehmen. Kinder sollten die Möglichkeit erhalten, gerichtlich die mutmaßliche 

leibliche Elternschaft feststellen zu lassen, ohne gleichzeitig die bestehende rechtliche Eltern-

schaft zu gefährden. Bisher muss für die Kenntnis zur eigenen Abstammung die zweite Eltern-

stelle in der Geburtsurkunde, und damit die bestehende Elternschaft, stets rechtlich angegriffen 

werden. Das Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung ist für Kinder aber essenziell, um ein 

Verständnis für die eigene Herkunft und damit auch das eigene Sein entwickeln zu können. 
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Dieses Wissen auch gegen den Willen aller Erwachsenen zu erhalten, ohne wie bisher die recht-

liche und damit zumeist auch die sozial-familiäre Elternschaft angreifen zu müssen, fehlt aktuell 

im Abstammungsrecht. Diese Neuerung wäre eine große Entlastung für die betroffenen Kinder. 

Denn für Kinder ist oft nur das Wissen über die leibliche Abstammung wichtig und der Wunsch 

eine Änderung in der Geburtsurkunde vorzunehmen ist damit nicht zwangsläufig verknüpft.  

 
 

Berlin, 06.08.2025 
Der Kinderschutzbund Bundesverband e.V. 
Kalckreuthstraße 4 
10777 Berlin 
Tel (030) 21 48 09-0 
Fax (030) 21 48 09-99 
E-Mail info@kinderschutzbund.de 
www.kinderschutzbund.de 
 

Der Kinderschutzbund – Für die Zukunft aller Kinder! 
Der Kinderschutzbund, gegründet 1953, ist mit 50.000 Mitgliedern in über 400 Ortsverbänden die größte Kinder-

schutzorganisation Deutschlands. Der Kinderschutzbund setzt sich für die Interessen von Kindern sowie für Verän-
derungen in Politik und Gesellschaft ein. Schwerpunkte seiner Arbeit sind Kinderrechte, Kinder in Armut, Gewalt 

gegen Kinder sowie Kinder und Medien. 

 


